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Konzept zur aktiven Mitwirkung von Mitgliedern beim 

gemeinschaftlichen Anbau von Cannabis in der Anbauvereinigung 

Buds Collective e.V.  

 

1. Normative Grundlagen 

In § 17 Abs. 2 KCanG heißt es: 

(2) Die Mitglieder der Anbauvereinigung haben beim gemeinschaftlichen Eigenanbau von 

Cannabis aktiv mitzuwirken. Eine aktive Mitwirkung ist insbesondere gegeben, wenn Mitglieder 

der Anbauvereinigung beim gemeinschaftlichen Eigenanbau und bei unmittelbar mit dem 

gemeinschaftlichen Eigenanbau verbundenen Tätigkeiten eigenhändig mitwirken. 

Die vorgenannte Regelung stellt die wesentliche gesetzliche Grundlage zur Begründung des 
Erfordernisses eines Mitwirkungskonzepts in Anbauvereinigungen dar.  

§ 17 Abs. 2 KCanG ist allerdings auslegungsbedürftig. Der Wortlaut der Regelung lässt insbesondere 

offen, ob tatsächlich alle Mitglieder mitzuwirken haben oder ob die Mitglieder als Kollektiv in die Pflicht 

genommen werden. Zudem bleibt der Umfang der Mitwirkungspflicht unbestimmt. Auch der Begriff der 

aktiven Mitwirkung und die Art der Tätigkeiten, an denen mitzuwirken ist, ist nicht im Einzelnen 

bezeichnet. An dem Wortlaut der Vorschrift „insbesondere“ ist lediglich zu erkennen, dass es sich 

insoweit bei der in der Vorschrift enthaltenen Aufzählung des gemeinschaftlichen Eigenanbaus und bei 

unmittelbar mit dem gemeinschaftlichen Eigenanbau verbundenen Tätigkeiten der eigenhändigen 

Mitwirkung nicht um eine abschließende Aufzählung handelt, sondern auch andere Maßnahmen in 

Betracht kommen. 

Von der aktiven Mitwirkung ausgenommen sind jedenfalls aber sonstige entgeltlich Beschäftigte als 

Mitglieder im Sinne des § 17 Abs. 1 Satz 3 KCanG. Tätigkeiten, die von entgeltlich Beschäftigten (mit 

Ausnahme von geringfügig Beschäftigten) nicht ausgeübt werden dürften, stellen demnach 

spiegelbildlich Tätigkeiten des gemeinschaftlichen Eigenanbaus dar.  

Aus den vorbereitenden Gesetzesmaterialien lassen sich jedoch weitere Anhaltspunkte ableiten,  
welche Anforderungen der Gesetzgeber an die Ausgestaltung einer aktiven Mitwirkung durch Mitglieder 
im Rahmen des gemeinschaftlichen Eigenanbaus in Anbauvereinigungen gemäß § 17 Abs. 2 KCanG 
stellt. In den erläuternden Gesetzesmaterialien zum KCanG wird das Erfordernis der Mitwirkung dabei 
auch jenseits von § 17 Abs. 2 KCanG in Bezug genommen: 

Aus der erläuternden Begründung zu § 11 Abs. 2 KCanG (Erlaubnispflicht) geht hervor, dass der nicht 

gewinnorientierte Ansatz mit einem Eigenanbau von Cannabis für den Eigenkonsum durch 

vornehmlich ehrenamtliche Strukturen unter aktiver Mitwirkung der Mitglieder sich an den engen 

Rahmenbedingungen der bestehenden völker- und europarechtlichen Vorschriften orientiert (vgl. 

Drucksache 20/8704, 102). Der gemeinschaftliche Eigenanbau als solcher ist mithin vom Gedanken 

einer vornehmlich (wenngleich nicht ausschließlich) ehrenamtlichen Struktur geprägt.  
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In der erläuternden Begründung zu § 13 Abs. 1 KCanG bringt der Gesetzgeber zum Ausdruck, dass der 

Eigenanbau dann ein gemeinschaftlich ist, wenn er durch eine Anbauvereinigung unter aktiver 

Mitwirkung ihrer Mitglieder stattfindet. In diesem Kontext werden sodann  werden sodann die Bereiche 

Eigenanbau-, Ernte- und Weitergabe erwähnt (Drucksache 20/8704, S. 109).  

In der erläuternden Begründung zu § 17 Abs. 2 KCanG heißt es:  

„Um den Leitgedanken eines gemeinschaftlichen Anbaus zum Eigenkonsum zu stärken, sind 

die Mitglieder der Anbauvereinigung dazu verpflichtet, beim Anbau von Cannabis und den 

unmittelbar mit dem Anbau verbundenen Tätigkeiten mitzuwirken. Eine Mitwirkung der 

Mitglieder kann insbesondere darin bestehen, dass sie sich eigenhändig bei der Pflanzung, der 

Pflege, der Schädlingsbekämpfung oder der Ernte der Cannabispflanze betätigen.“  

Die vorgenannte Textpassage beinhaltet mithin eine nicht abschließende Aufzählung möglicher 

Mitwirkungshandlungen (Pflanzung, Pflege, Schädlingsbekämpfung, Ernte der Cannabispflanze), 

die von den Mitgliedern zu erbringen sind. 

Aus der erläuternden Begründung zu § 20 Abs. 5 KCanG geht schließlich hervor, dass Mitglieder in den 

Anbauvereinigungen mitwirken sollen und hierfür regelmäßig dort persönlich erscheinen. Daher sei 

ein Versand von Vermehrungsmaterial per Post, Kurier- oder Botendienst an Mitglieder zum Zweck des 

privaten Eigenanbaus in der Regel nicht erforderlich. Der vorgenannten Textstelle in den vorbereitenden 

Gesetzesmaterialien lässt sich die gesetzgeberische Vorstellung entnehmen, dass ein Versand von 

Vermehrungsmaterial deshalb nicht erforderlich sei, weil Mitglieder ohnehin aufgrund ihrer persönlichen 

Mitwirkungspflicht regelmäßig an der Abgabestelle der Anbauvereinigung erscheinen. Daraus lässt sich 

schlussfolgern, dass der Gesetzgeber eine Mitwirkung am gemeinschaftlichen Eigenbau ganzeinheitlich 

versteht, sprich vom Anbau bis zur Abgabe in der Anbauvereinigung, sodass auch die Abgabe 

durch Mitglieder an Mitglieder eine Mitwirkungshandlung darstellen muss. Dies lässt sich auch 

mit der Annahme begründen, dass eine solche Tätigkeit (die Abgabe) wegen § 17 Abs. 1 KCanG nicht 

auf entgeltlich Beschäftigte übertragen werden könnte. 

Keine Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit dem Eigenanbau von Cannabis stehen, sind hingegen 

z.B. die Buchhaltung, Dokumentation, Reinigung etc. Dies lässt sich aus den Änderungsanträgen der 

Ampel-Koalition ableiten, die im Februar 2024 bekannt geworden sind:  
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2. Anforderungen an die aktive Mitwirkung und deren praktische Umsetzung in der 

Anbauvereinigung 

Unter Berücksichtigung der oben dargestellten gesetzlichen Grundlagen zur aktiven Mitwirkung von 

Mitgliedern am gemeinschaftlichen Anbau von Cannabis setzt die Anbauvereinigung Buds Collective 

e.V. eine aktive Mitwirkung von Mitgliedern wie folgt um beziehungsweise stellt diese die aktive 

Mitwirkung wie folgt sicher: 

Die aktive Mitwirkung von Mitgliedern in der Anbauvereinigung ist zunächst in der Vereinssatzung 

verankert. In § 2 Abs. 2 der Satzung (Zweck des Vereins) wird geregelt, dass der Vereinszweck durch 

eine aktive Mitwirkung der Mitglieder am gemeinschaftlichen Eigenanbau von Cannabis verwirklicht 

wird. Die Satzung legt in diesem Zusammenhang fest, dass eine aktive Mitwirkung insbesondere dann 

gegeben ist, wenn Mitglieder der Anbauvereinigung beim gemeinschaftlichen Eigenanbau und bei 

unmittelbar mit dem gemeinschaftlichen Eigenanbau verbundenen Tätigkeiten eigenhändig mitwirken. 

Nach § 4 Abs. 9 der Satzung sind Mitglieder zur aktiven Mitwirkung und Verwirklichung der 

zweckmäßigen Ziele des Vereins verpflichtet. Der Verein hat also einen zivilrechtlichen Anspruch auf 

hinreichende und den gesetzlichen Erfordernissen entsprechende Mitwirkung gegenüber den einzelnen 

Mitgliedern. Die Mitwirkungspflicht gilt nach der Satzung unabhängig davon, in welchem Bundesland 

das jeweilige Mitglied seinen Wohnort oder gewöhnlichen Aufenthaltsort hat.  

Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht durch einzelne Mitglieder sind dementsprechend als 

Pflichtverletzung einzustufen. § 12 der Satzung sieht vor, dass Pflichtverletzungen mit Vereinsstrafen 

belegt werden können (insbesondere Verwarnung, Geldstrafe oder Ausschluss aus dem Verein).  

Die Satzung wird jedem Mitglied vor Beitritt in den Verein ausgehändigt. Mitglieder sind also über ihre 

Pflicht zur aktiven Mitwirkung am gemeinschaftlichen Anbau von Cannabis vor ihrem Beitritt in den 

Verein informiert und erklären sich mit ihrem Beitritt mit ihrer Mitwirkung einverstanden, sodass für jedes 

Mitglied erkennbar ein entsprechender Anspruch des Vereins gegenüber dem einzelnen Mitglied 

begründet wird.  

Die aktive Mitwirkung jedes einzelnen Mitglieds wird durch den Verein überwacht und in Fällen von 

Verstößen mit den oben beschriebenen Satzungsinstrumenten durchgesetzt.  

Die Überwachung der aktiven Mitwirkung des einzelnen Mitglieds erfolgt durch schriftliche oder 

elektronische Dokumentationen.  

Die vom jeweiligen Mitglied vorgenommenen Mitwirkungshandlungen werden nach Zeitumfang und Art 

der erbrachten Tätigkeit listenmäßig wie folgt erfasst und vom Präsidium (§ 7 der Satzung) überwacht:   

 

Name des 
Mitglieds 

Datum Erfassung der 
Zeiten 

Mitwirkungshandlung Unterschrift 

     

 

Relevante Tätigkeiten zur aktiven Mitwirkung im Rahmen des gemeinschaftlichen Eigenanbaus sind 

insbesondere  

• Pflanzung,  
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• Pflege,  

• Schädlingsbekämpfung,  

• Düngung,  

• Gießen,  

• Maßnahmen im Zusammenhang mit der Belüftung und Belichtung der Pflanzen,  

• Ernte der Cannabispflanzen,  

• Trocknen und Trimmen,  

• Fermentieren 

• Wiegen,  

• Umfüllen,  

• Lagern,  

• Verpacken,  

• Etikettieren,  

• Transportieren,  

• Durchführung von Qualitätskontrollen (z.B. Sichtkontrollen, analysieren auf CBD- und THC-Gehalt),  

• Abgabe.  

Insoweit wird davon ausgegangen, dass all diejenigen oben aufgezählten Handlungen nicht (im Falle 

des Transports wegen § 22 Abs. 3 Nr. 4 KCanG nicht ausschließlich) rechtmäßig auf entgeltliche 

Beschäftigte (mit Ausnahme von geringfügig Beschäftigten) oder Dritte übertragen werden könnten und 

es sich dementsprechend um Maßnahmen des gemeinschaftlichen Eigenanbaus handelt, die durch 

aktive Mitwirkung der Mitglieder innerhalb der zu schaffenden vornehmlich ehrenamtlichen Strukturen 

zu erbringen sind. 

Die Mitwirkung im Verein ist grundsätzlich barrierefrei möglich, sodass auch Mitgliedern mit 

eingeschränkter Mobilität eine aktive Mitwirkung leisten können.  

Die Mitglieder werden grundsätzlich vom Präsidium oder einem von diesem benannten Mitglied unter 

Berücksichtigung ihrer Fähigkeiten und ihres Schulungs- bzw. Erfahrungswissens je nach Art und 

Umfang der zu erledigenden Arbeiten im Rahmen von Arbeitseinsätzen unter Rücksprache mit dem 

jeweiligen Mitglied eingeteilt und eingesetzt.  

Die Anbauvereinigung wird den Mitgliedern insoweit regelmäßige Angebote zur Mitwirkung über zur 

Verfügung stehende Kommunikationswege unterbreiten (z.B. Aushang von Arbeitseinsätzen und 

Dienstplänen am Schwarzen Brett und/oder über elektronische Kommunikationsmedien, z.B. Mitglieder-

App oder per E-Mail) unterbreiten.  

Zudem werden auf die vorgenannten Handlungen gerichtete fortlaufende Schulungsmaßnahmen, die 

die Mitglieder zum gemeinschaftlichen Anbau und zur Durchführung der oben genannten Tätigkeiten 

nach der guten fachlichen Praxis befähigen, als Mitwirkungshandlungen gewertet, wobei mindestens 

50 % der jährlich zu leistenden Mitwirkungshandlungen eine eigenhändige Mitwirkung darstellen 

müssen.  

Jedes Mitglied wird nach diesem Mitwirkungskonzept verpflichtet, mindestens 6 Stunden jährlich aktiv 

mitzuwirken. Hierauf können jährlich maximal 3 Stunden an Schulungsmaßnahmen entfallen.   

Mitglieder, die ihren Mitwirkungshandlungen nicht (rechtzeitig) im festgesetzten Umfang nachkommen, 

werden vom Präsidium aktiv zur Erbringung ihrer Mitwirkungspflicht aufgefordert. Das Mitglied wird 

grundsätzlich zunächst verwarnt und erhält eine angemessene Frist zur Nachholung der notwendigen 

Mitwirkungshandlungen.  
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Falls das Mitglied seinen Mitwirkungspflichten innerhalb der gesetzten Frist gleichwohl nicht 

nachkommt, wird das Präsidium grundsätzlich weitergehende Sanktionen bis hin zum Ausschluss aus 

dem Verein entsprechend § 12 der Satzung verhängen, ggf. nach erneuter vorheriger Androhung. 

Eine (vorübergehende) Befreiung von der Pflicht zur aktiven Mitwirkung kann nur in begründeten 

Ausnahmefällen und nur aus wichtigem Grund erfolgen (z.B. Langzeiterkrankung, längere 

Auslandsaufenthalte, die nicht von Gesetzeswegen zu einem zwingenden Ausschluss aus der 

Anbauvereinigung führen, einschlägige Beschäftigungsverbote usw.). Die Mitwirkungshandlung ist in 

solchen Fällen allerdings grundsätzlich nachzuholen, um sicherzustellen, dass der gemeinschaftliche 

Eigenanbau tatsächlich unter aktiver Mitwirkung aller Mitglieder erfolgt.  

Weitergehende Befreiungen im Einzelfall sind nur auf Grundlage eines entsprechenden Beschlusses 

des Präsidiums möglich. Hierbei ist das Präsidium im Vorfeld angehalten, sich mit der zuständigen 

Erlaubnisbehörde abzustimmen und mit dieser Einvernehmen herstellen.  

 

 

Stand: 04.03.2025 

 


